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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 9. Juli 1965 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 285. Sit- 
zung am 9. Juli 1965 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 23. Juni 1965 verabschiedeten 


Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen 
— Drucksachen IV/2564, IV/2337, IV/ 3533 — 


zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen einberufen 
wird: 

1. In § 81 Satz 2 ist am Ende der Punkt durch ein Semikolon zu 
ersetzen und folgender Halbsatz sowie der folgende neue 
Satz 3 anzufügen: 

„ist der Betroffene bei Beginn der Verhandlung weder er- 
schienen noch ordnungsgemäß vertreten und ist sein Aus- 
bleiben nicht genügend entschuldigt, so kann die Geldbuße 
ohne mündliche und öffentliche Verhandlung mit dem Be- 
troffenen festgesetzt werden. § 82 Abs. 2 Satz 3 ist anzuwen- 
den. " 


Begründung 

Notwendige Ergänzung. In der vorgesehenen Fassung des 
Zweiten Abschnitts des Vierten Teils ist die Pflicht des Be- 
troffenen zum Erscheinen in der mündlichen Verhandlung 
vor den Kartellbehörden und die Möglichkeit seiner Vorfüh- 
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rung nicht vorgesehen. Eine solche Regelung enthalten auch 
nicht die ergänzend zur Anwendung kommenden Vorschrif- 
ten des OWiG, und zwar schon aus dem Grunde nicht, weil 
nach diesem Gesetz der Bußgeldbescheid nicht auf Grund 
mündlicher Verhandlungen ergeht. In § 44 OWiG ist ledig- 
lich bestimmt, daß dem Betroffenen Gelegenheit gegeben 
werden muß, sich zu der Beschuldigung zu äußern. Nur wenn 
gegen den Bußgeldbescheid der Antrag auf gerichtliche Ent- 
scheidung gestellt wird und eine mündliche Verhandlung vor 
Gericht stattfindet (vgl. § 55 Abs. 3 Satz 1 OWiG), kann das 
Gericht wohl auch die Vorführung des Betroffenen anordnen, 
weil in diesem Falle nach § 55 Abs. 3 OWiG die für die 
Hauptverhandlung im Strafverfahren geltenden Vorschriften 
(vgl. §§ 230, 236 StPO) sinngemäß Anwendung finden. 

Als sachgerechte Lösung bietet sich an, von der Möglichkeit 
einer zwangsweisen Vorführung zwar abzusehen, jedoch zu 
bestimmen, daß die Geldbuße auch bei Fernbleiben des Be- 
troffenen festgesetzt werden kann. 

Der neue Satz 3 bedeutet eine notwendige Ergänzung für die 
Verhandlung vor der Kartellbehörde. 

2. § 44 Abs. 2 muß noch der Neufassung des Zweiten Abschnitts 
des Vierten Teils (§§ 81 ff.) angepaßt werden, weil nunmehr 
die Geldbuße nicht mehr von den Oberlandesgerichten, son- 
dern von der Kartellbehörde selbst festgesetzt wird. 


Dr. Zinn 


Bonn, den 9. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 24. Juni 1965 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Dr. Zinn 
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